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BESCHLUSS VI – REPUBLIK ÖSTERREICH 

THEMA: POLITISCHE UND SOZIALE RECHTE 

BETRIFFT: DEMOKRATISCHE WAHL DER MIGRATIONSPOLITIK DER SOUVERÄNEN NATIONEN 

DIE GENERALVERSAMMLUNG, 
Begrüsst die Verteidiger des überwiegend kosmopolitischen Gedankengutes für ihr 

anscheinendes Wohlwollen und ihren Pseudohumanismus gegenüber der mehr als 
einmal dargestellten, intellektuellen Unaufrichtigkeit und deren bewiesenen, 
bemerkenswerten Heuchelei, 

Versteht die legitimen und zahlreichen Anliegen der Nationen in  Landesgebieten, die einer 
massiven, zermürbenden und durch politische und wirtschaftliche Eliten 
aufoktroyierten Immigration unterworfen sind - Eliten, die das Thema Immigration 
schamlos für persönliche und zutiefst unmoralische Belange ausnutzen, 

Erinnert daran, dass die Zurückweisung des aktuellen Migrationsmodells vor allem darin besteht, ein 
missfallendes Massenphänomen abzulehnen, nicht darin, Hass oder Verachtung 
gegenüber Personen mit Migrationshintergrund zu schüren sowie aufzuzeigen, dass 
das Flüchten vor einer wirtschaftlichen, politischen Situation oder Konflikten keine 
Lösung darstellt, 

Beobachtet,  dass die westlichen Regierungen der Rechten an sich, fälschlicherweise  durch deren 
Kritiker als extreme Rechte eingestuft, politische Massnahmen ergriffen haben, die 
ihnen grösstenteils vorteilhaft waren und deren Anwendung in keiner Weise eine 
faschistische Gefahr bestätigte, die seit Jahrzehnten durch Selbstgerechtigkeit 
heraufbeschworen wurde, 

Ist konsterniert darüber, dass man keine Gefahr für die Souveränität der Völker, ihr demokratisches Recht und 
das Recht der Nationen in der ganzen Welt sieht, zu entscheiden, wer ihre legitimen 
Landesgrenzen überschreitet,  

Beschliesst, als unerlässliche und systemeigene Voraussetzung für eine Demokratie, dass das 
Volk selbst auf direkte Weise per Referendum die Kontingente, Gesetze und 
Bedingungen in Sachen Einwanderung wählt; 

- so schnell wie möglich durch eine neue UNO-Institution den Dialog unter den 
Nationen voranzutreiben, um die erneute Emigration von Ausländern wegen 
Untertauchens, schlechter oder mangels kultureller Integration abgelehnt, zu 
organisieren. 

Der französische Text ist maßgebend. 

  


